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P R O T O K O L L 

 

 

über die am Montag, den 17. Februar 2025 um 18.30 Uhr im Sitzungssaal des Rathauses unter 

dem Vorsitz des Bürgermeisters Dr. Klaus Winkler abgehaltene 

 

 

2 9 .  G e m e i n d e r a t s s i t z u n g  

 

 

Anwesend: Bürgermeister Dr. Klaus Winkler  

 VB Ing. Gerhard Eilenberger  

 EGR Franz Pock für VB Walter Zimmermann 

 GRin Anna Werlberger  

 EGR DI Andreas Gröbner für StR Hermann Huber 

 GRin Hedwig Haidegger  

 GRin Antonia Jöchl  

 GRin Mag. (FH) Andrea Watzl  

 GR Georg Wurzenrainer  

 GR Hermann Lechner  

 GR Dr. Andreas Fuchs-Martschitz  

 GR Daniel Ellmerer  

 StRin Gertraud Nothegger  

 StRin Margit Luxner  

 GR Philipp Radacher  

 GR Reinhardt Wohlfahrtstätter  

 StR Alexander Gamper  

 EGRin Jutta Kerber für GR Bernhard Schwendter 

 GR Rudolf Widmoser 

 

 Stadtamtsdirektor Mag. Michael Widmoser - Schriftführer 

 Hilde Sohler - Schriftführerin 

 

Abwesend:    VB Walter Zimmermann, StR Hermann Huber und GR Bernhard Schwendter – 

    alle entschuldigt 

 

T A G E S O R D N U N G 

 

1. Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

 

2. Genehmigung des Protokolls der 28. Gemeinderatssitzung vom 16. Dezember 2024 

 

3. Anträge und Berichte des Bürgermeisters und des Stadtrates 

 

       3.1.    Verordnung: Kanalordnung  

       3.2.    Abwasser- und Abfallverband Großache Süd – Beteiligung an der Klärschlamm- 

    verwertung Tirol GmbH und Satzungsänderung  

3.3.    Vereinbarung Grundabtretung im Bereich Unterstegen und Widmung zum Gemein- 

 gebrauch als Verkehrsfläche  

       3.4.    Widmung zum Gemeingebrauch als Verkehrsfläche aufgrund Tauschvertrag im 

   Bereich Mauring 

3.5.    Lindnerfeld 1 – Löschung Vorkaufsrecht    
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4. Referate 

 

4.1. Soziales und Wohnungswesen 

4.1.1. Wohnungsvergaben 

 

4.2. Bau und Raumordnung 

 

 Landwirtschaftliche Vorsorgefläche: 

 

4.2.1. Nikolaus ERBER, KG Kitzbühel-Land  

 Antrag um Herausnahme einer Teilfläche von 867 m² aus der landwirtschaftlichen 

Vorsorgefläche; betroffene Grundstücke 1959/1, 3958 und .354.  

 

 Örtliches Raumordnungskonzept:  

 

4.2.2. Nikolaus ERBER, KG Kitzbühel-Land 

Änderung des örtlichen Raumordnungskonzeptes im Bereich der Teilflächen der 

Gste 1959/1, 1960, 3955, 3958 und der Bp .354, je KG Kitzbühel-Land mit der 

Aufnahme von Teilflächen der Gste 1959/1, 1960, 3955, 3958 und der Bp .354 im 

Gesamtausmaß von 919 m² in den baulichen Entwicklungsbereich und 

Verankerung der Entwicklungssignatur W 32. Für die Entwicklungssignatur W 32 

gelten folgende Festlegungen:  

• Vorwiegende Nutzung: Wohnnutzung 

• Zeitzone 1, d.h. bauliche Nutzung des Bereichs bei gegebenem Bedarf möglich 

• Dichtezone 0, d.h. lockere Bebauung; angestrebte gebietsbezogene BMD höchst 

1,1 – 1,6 

sowie 

Aufhebung der landwirtschaftlichen Freihaltefläche 1 (FL 1), der landschaftlich 

wertvollen Freihaltefläche (FA) sowie der sonstigen Freihaltefläche (FS) im 

Bereich des Planungsgebietes entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT 

GmbH vom 17.10.2024. Planungsnummer: ork_kiz23005_v1. 

 

Flächenwidmungsplan: 

 

4.2.3. Nikolaus ERBER, KG Kitzbühel-Land 

Änderung des Flächenwidmungsplanes im Bereich der Gste .354, 3958, 3959, 

1960, 1959/2, 1959/1 und 3955, je KG Kitzbühel-Land, mit der Herstellung einer 

einheitlichen Bauplatzwidmung gem. § 2 Abs. 12 TBO 2018 für die neu formierte 

Bp. .354 als landwirtschaftliches Mischgebiet gem. § 40 Abs. 5 TROG 2022, die 

Widmung einer rd. 52 m² umfassenden Teilfläche des Gst 3955, einer rd. 4 m² 

umfassenden Teilfläche des Gst 3958 und einer rd. 1 m² umfassenden Teilfläche 

des Gst 3959, alle derzeit Freiland gem. § 41 TROG 2022 als landwirtschaftliches 

Mischgebiet gem. § 40 Abs. 5 TROG 2022 entsprechend den Planunterlagen der 

Plan Alp ZT GmbH vom 17.10.2024, Planungsnummer: 411-2023-00002. 

 

5. Anträge, Anfragen und Allfälliges 

 

6. Vertrauliches 

6.1. Personal 
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Dieses Protokoll ist nicht geschlechterspezifisch formuliert, um die Lesbarkeit zu erleichtern. 

Alle personenbezogenen Formulierungen sind geschlechtsneutral zu verstehen. 

 

1. Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

 

Bürgermeister Dr. Winkler eröffnet die Sitzung und stellt die ordnungsgemäße Einberufung der 

Sitzung sowie die Beschlussfähigkeit fest. Es sind 19 Gemeinderäte inklusive Ersatz-mitglieder 

anwesend.  

 

2. Genehmigung des Protokolls der 28. Gemeinderatssitzung vom 16. Dezember 2024 

 

Bürgermeister Dr. Winkler stellt die Frage, ob das Protokoll bekannt ist und bittet um Ab-

stimmung zur Genehmigung.  

 

GR Dr. Fuchs-Martschitz kritisiert, dass die Unterlagen zur Gemeinderatssitzung nicht frist-

gerecht auf dem Mandatar-Infoportal zur Verfügung gestellt werden und im Übrigen das 

Mandatar-Infoportal auch nicht zufriedenstellend funktioniert. Das letzte Gemeinderatsproto-

koll konnte er auf dem Mandatar-Infoportal nicht finden, es wurde ihm dann von StRin 

Nothegger zur Verfügung gestellt. Der Stadtamtsdirektor macht hier keinen ordentlichen Job.  

 

GR Wohlfahrtstätter bemängelt, dass er zwar die Unterlagen für den Stadtrat auf dem Manda-

tar-Infoportal findet, jedoch nicht die Ausschussprotokolle.  

 

Im Zuge der Diskussion bestätigen VB Ing. Eilenberger und GR Wurzenrainer, dass das 

Mandatar-Infoportal funktioniert und sie sich darin zurechtfinden. Hinsichtlich der Benützung 

wären weitere Informationen wünschenswert. Der Bürgermeister erklärt, dass sich die Manda-

tare bei Fragen an das Stadtamt wenden können und falls erforderlich, auch eine Einschulung 

bzw. Vorstellung zur Nutzung des Mandatar-Infoportals erfolgen kann. 

 

Der Stadtamtsdirektor klärt darüber auf, dass die Zustellung der Sitzungseinladungen über das 

Mandatar-Infoportal beschlossen wurde, nicht jedoch die Zurverfügungstellung der Sitzungs-

unterlagen. Seit geraumer Zeit werden dem Stadtrat die wesentlichen Vertragsunterlagen vorab 

auf dem Mandatar-Infoportal zur Verfügung gestellt. Bei Tagesordnungspunkten, die aus dem 

Stadtrat auf die Gemeinderatssitzung kommen, wurden die Unterlagen nicht nochmals bei der 

Gemeinderatssitzung hochgeladen, sind aber für alle Gemeinderäte bei den Stadtratssitzungen 

abrufbar. 

 

StRin Nothegger bemängelt, dass die Unterlagen für die letzte Stadtratssitzung nicht am Tag 

der Einladung hochgeladen wurden. Sie ersucht um Zurverfügungstellung des Grundtausch-

vertrages mit Herrn Nikolaus Erber, da dieser nicht auf dem Portal ist.  

 

Bürgermeister Dr. Winkler hält fest, dass das Protokoll der letzten Gemeinderatssitzung GR 

Dr. Fuchs-Martschitz bekannt ist und lässt über die Genehmigung abstimmen.  

 

Der Gemeinderat genehmigt mit 16 Ja-Stimmen bei 3 Stimmenthaltungen (GRin Mag. (FH) 

Watzl, GR Radacher und GR Ellmerer; Stimmenthaltungen da bei der Sitzung vom 16.12.2024 

nicht anwesend) das Protokoll der 28. Gemeinderatssitzung vom 16. Dezember 2024, sowohl 

für den öffentlichen Teil als auch die gesonderte Niederschrift.  
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3. Anträge und Berichte des Bürgermeisters und des Stadtrates 

 

3.1. Verordnung: Kanalordnung 

 

Bürgermeister Dr. Winkler informiert, dass die aus dem Jahr 1986 stammende Kanalordnung 

dem Tiroler Kanalisationsgesetz anzupassen ist. Dazu wird der Verordnungsentwurf auf der 

digitalen Tafel gezeigt und der wesentliche Inhalt vom Bürgermeister erörtert bzw. verlesen. 

Der Anschlussbereich wird mit 200 Meter festgesetzt. Neben der Anschlusspflicht der 

Schmutzwässer an die öffentliche Kanalisation wird auch eine Anschlusspflicht hinsichtlich der 

Niederschlagswässer festgelegt. Niederschlagswässer, die im festgelegten Anschlussbereich 

von 200 Metern an einen im Trennsystem ausgeführten und behördlich bewilligten 

Sammelkanal liegen, sind dort einzuleiten. Diese Niederschlagswasserkanalanlagen sind im 

Anhang B der Verordnung angeführt. In der Verordnung sind auch planliche Darstellungen zu 

den Trennstellen enthalten und im Anhang A dargestellt. 

 

Über Nachfrage von GR Wohlfahrtstätter teilt Bürgermeister Dr. Winkler mit, dass retentierte 

Versickerungen auf eigenem Grund noch möglich sind, wenn eine Versickerungs-möglichkeit 

nachgewiesen wird und keine Anschlusspflicht gemäß Kanalordnung besteht.  

 

Eine Beschlussempfehlung des Stadtrates liegt vor. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-

Stimmen) nachstehende Verordnung über die Erlassung einer Kanalordnung: 

 

Nach § 4 des Tiroler Kanalisationsgesetz 2000 – TiKG 2000, LGBl. Nr. 1/2001, zuletzt 

geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 144/2018 wird vom Gemeinderat der Stadtgemeinde 

Kitzbühel mit Beschluss vom 17.02.2025 für die Stadtgemeinde Kitzbühel nachstehende 

Kanalordnung erlassen: 

 

§ 1 

Anschlussbereich 

 

Der Anschlussbereich gemäß § 4 Abs. 1 des Tiroler Kanalisationsgesetz 2000 – TiKG 2000, 

LGBl. Nr. 1/2001, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 144/2018 wird mit 200 m 

festgesetzt. Der horizontale Abstand zwischen der Achse des jeweiligen Sammelkanals der 

öffentlichen Kanalisation und der Grenze des Anschlussbereiches ist dabei maßgebend. 

 

§ 2 

Anschlusspflicht 

 

(1) In die öffentliche Kanalisation sind alle Abwässer i.S. § 2 Abs. 1 des Tiroler 

Kanalisationsgesetz 2000 – TiKG 2000, LGBl. Nr. 1/2001, zuletzt geändert durch das Gesetz 

LGBl. Nr. 144/2018, einzuleiten. 

 

(2) Zudem sind alle Niederschlagswässer i.S. § 2 Abs. 2 des Tiroler Kanalisationsgesetz 2000 

– TiKG 2000, LGBl. Nr. 1/2001, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 144/2018, in die 

öffentliche Kanalisation einzuleiten, die im Anschlussbereich eines im Trennsystem 

ausgeführten Sammelkanals liegen. Die Abwässer und Niederschlagswässer sind getrennt zu 

sammeln und abzuleiten. Die bewilligten Niederschlagswasserkanalanlagen sind im Anhang B 

dargestellt. 
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§ 3 

Trennstelle 

 

(1) Als Trennstelle zwischen der privaten Entwässerungsanlage und dem Sammelkanal der 

öffentlichen Kanalisation für Abwässer und Niederschlagswässer wird der Revisionsschacht 

(Anschlussschacht) des Sammelkanals festgelegt. 

 

(2) Dies gilt sowohl im Bereich einer öffentlichen Verkehrsfläche als auch außerhalb von 

öffentlichen Verkehrsflächen, wie zum Beispiel Privatgrund. 

 

(3) Die Trennstellen sind im Anhang A der Kanalordnung im Grundriss und Schnitt dargestellt. 

 

§ 4 

Anschlussvertrag 

 

Der Eigentümer einer anschlusspflichtigen Entwässerungsanlage für die Abwässer und 

Niederschlags-wässer hat mit der Gemeinde einen schriftlichen Vertrag über den Anschluss der 

Anlage an die öffentliche Kanalisation abzuschließen. Dem schriftlichen Vertrag geht ein 

Ansuchen voraus. Diesem Ansuchen sind eine technische Beschreibung samt Planunterlagen 

beizufügen. 

 

 

§ 5 

Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung an der Amtstafel in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Kanalordnung lt. Gemeinderatsbeschluss vom 19.06.1986 außer Kraft. 

 

3.2. Abwasser- und Abfallverband Großache Süd - Beteiligung an der Klärschlamm-

verwertung Tirol GmbH und Satzungsänderung 

 

Bürgermeister Dr. Winkler informiert zu diesem Tagesordnungspunkt darüber, dass das Land 

Tirol eine geordnete Klärschlammverwertung fordert und dazu eine Klärschlammverbren-

nungsanlage errichtet werden soll. In diesem Zusammenhang wurde die Klärschlammver-

wertung Tirol GmbH (KSVT) gegründet, wobei die vier größten Abwasserverbände IKB-AG, 

AWV Wörgl-Kirchbichl, AWV Achental-Inntal-Zillertal und AWV Hall-Fritzens die 

Gründungsgesellschafter sind. Weitere Verbände sollen als sogenannte Phase 1-Gesellschafter 

aufgenommen werden. 18 von 25 Verbänden haben sich bereits dafür ausgesprochen. Der 

Bürgermeister berichtet weiters, dass sich am 10.12.2024 der Abwasser- und Abfallverband 

Großache Süd, bestehend aus den Gemeinden Kitzbühel, Aurach und Jochberg in seiner Ver-

bandsversammlung mit der Beteiligung an der KSVT befasst hat. Die Phase 1-Gesellschafter 

haben für die Projektphase einen Betrag zwischen ca. € 23.000,00 bis € 33.000,00, aufgeteilt 

auf 3 Jahre, zu leisten. Eine Nachschussverpflichtung besteht nicht. Der Gesellschaftervertrag 

wurde von RA Dr. Stock geprüft. Dieser teilte mit, dass nur die Gründungsgesellschafter am 

Bilanzgewinn partizipieren, der Projektkostenbeitrag gedanklich als verlorener Zuschuss zu 

behandeln wäre und daher rein juristisch ein Verbandsbeitritt nicht notwendig ist und man auch 

normaler Kunde werden könnte.  

 

Der Abwasser- und Abfallverband Großache Süd hat in seiner Verbandsversammlung jedoch 

aus atmosphärischen Gründen einstimmig beschlossen, sich als Phase 1-Gesellschafter bei der 

KSVT zu beteiligen. Dazu ist auch eine Änderung der Satzung notwendig. Die zu ändernden 

Passagen werden auf der digitalen Tafel gezeigt und verlesen.  
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Eine Beschlussempfehlung des Stadtrates liegt vor.  

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-

Stimmen) die Beteiligung an der Klärschlammverwertung Tirol GmbH gemäß den vom 

Abwasser- und Abfallverband Großache Süd geprüften Gesellschaftervertrag, sowie folgende 

Satzungsänderung: 

 

Artikel I 

 

§ 1 

Zweck, Name, Sitz und Mitglieder 

des Verbandes 

 

In § 1 Abs. 1 wird lit. b) neu eingefügt und lautet § 1 Abs. 1 wie folgt: 

 

1) Die Gemeinden KITZBÜHEL, AURACH und JOCHBERG schließen sich zum Zwecke des 

Schutzes der Oberflächengewässer und des Grundwassers, sowie der Abfallbewirt-

schaftung zur gemeinsamen Besorgung folgender Aufgaben 

a) Planung und Errichtung von Sammelkanalanlagen und einer Verbandskläranlage; 

b) Sammlung und Reinigung des im Verbandsgebiet anfallenden kommunalen Abwassers. 

Davon umfasst ist die Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Behandlung des 

kommunalen Klärschlamms; 

c) Überwachung sowie Wartung von abwassertechnischen Anlagen im Verbandsgebiet; 

d) Altstoffsammelstelle und Kompostieranlage mit Standort Kitzbühel sowie Mülldeponie 

 und Müllaufbereitungsanlagen mit Standort Jochberg; 

e) Betrieb und Betreuung dieser Anlagen; 

zu einem Gemeindeverband gemäß § 129 der Tiroler Gemeindeordnung 2001, LGBl Nr. 36, 

zusammen. 

 

§ 4 

Vorschreibung und Entrichtung der 

Beiträge 

 

In § 4 Abs. 2 wird das Datum mit 31. Oktober richtig gestellt und lautet § 4 Abs. 2 wie folgt: 

2) Der Verbandsobmann hat den Gemeinden bis spätestens 31. Oktober die im folgenden Jahre 

auf Grund eines Beschlusses der Verbandsversammlung allenfalls zu entrichtenden Voraus-

zahlungen sowie nach dem Vorliegen der Jahresrechnung unverzüglich die für dieses Jahr 

zu leistende Beiträge schriftlich mitzuteilen. Die Gemeinden können innerhalb von sechs 

Wochen nach der Zustellung der Mitteilung des Verbandsobmannes bei der 

Landesregierung die Festsetzung der Vorauszahlungen bzw. des jährlichen Beitrages 

schriftlich beantragen. Wird ein solcher Antrag nicht gestellt, so gilt die Mitteilung des 

Verbandsobmannes als Rückstandsausweis. 

 

 

Artikel II 

Diese Änderung der Satzung des Gemeindeverbandes Abwasser- und Abfallverband Großache 

Süd tritt mit der Genehmigung durch die Tiroler Landesregierung in Kraft. 

 

3.3. Vereinbarung Grundabtretung im Bereich Unterstegen und Widmung zum 

Gemeingebrauch als Verkehrsfläche 
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Bürgermeister Dr. Winkler informiert, dass eine Vereinbarung mit Herrn Obermüller betreffend 

Grundabtretung an das öffentliche Gut im Bereich Unterstegen abzuschließen wäre, da im Zuge 

der Wegverlegung im Bereich Oberstegen und Unterstegen und des Baus der Straßenanlage vor 

einigen Jahren es unter Inanspruchnahme seiner Grundstücke zu diversen Verbesserungen 

(Ausweichen, Verbreiterung) gekommen ist. Dazu wird der Entwurf einer Vereinbarung über 

die Grundabtretung und die bezughabende Vermessungsurkunde auf der digitalen Tafel gezeigt 

und erörtert. Darin ist im Wesentlichen geregelt, dass insgesamt eine von Herrn Obermüller an 

das öffentliche Gut zu übertragende Fläche von 277 m² und eine an Herrn Obermüller aus dem 

öffentlichen Gut zu übertragende Fläche von 4 m², also saldiert 273 m², besteht. Für das 

Freiland wird ein Kaufpreis von € 20,00 pro m² veranschlagt. Weiters wird darauf hingewiesen, 

dass zur grundbücherlichen Durchführung der Vermessungsurkunde noch eine 

Beschlussfassung und Kundmachung über die Zu- und Abschreibungen der Teilflächen gemäß 

Vermessungsurkunde sowie die Widmung zum Gemeingebrauch als Verkehrsfläche bzw. 

Aufhebung bei den entsprechenden Teilflächen notwendig ist. 

 

Über Nachfrage informiert der Bürgermeister, dass der Straßenteil ab den Höfen Oberstegen 

und Unterstegen bis zur Einmündung in den Römerweg jeweils mit einem Schranken 

abgesperrt wurde, um nur einen Durchgang/eine Durchfahrt für Fußgänger und Radfahrer zu 

ermöglichen, da hier ein Auto- und Motorradverkehr nicht erwünscht ist. Die Durchfahrt für 

die Stadtgemeinde und Blaulichtfahrzeuge ist gewährleistet. Diese haben einen Schranken-

schlüssel. Dies wird von den Mandataren begrüßt, jedoch bittet GR Widmoser, den Schranken 

etwas zu kürzen, da sich Radfahrer bzw. Mountainbiker beim Passieren schwer tun. 

Bürgermeister Dr. Winkler erklärt, dass sich der Stadtrat bereits damit befasst hat und dies 

geprüft wird. Der Schranken muss allerdings schon so breit bleiben, dass Motorradfahrer nicht 

durchkommen.  

 

Eine Beschlussempfehlung des Stadtrates liegt vor.  

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-

Stimmen) die vorliegende Vereinbarung über die Grundabtretung mit Herrn MSt. Gerhard 

Obermüller, PPM, MSc und dem öffentlichen Gut (Straßen und Wege), verwaltet durch die 

Stadtgemeinde Kitzbühel. Die Vereinbarung wird als Anlage A zum Protokoll genommen.  

 

Weiters beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-Stimmen) unter Bezugnahme auf diese 

Grundabtretung im Bereich Unterstegen die Zu- und Abschreibungen der in der Vermes-

sungsurkunde DI Johannes Paulitsch (Vermessung AVT-ZT-GmbH) vom 22.06.2023, GZ. 

125380-002 ausgewiesenen Teilflächen 1 bis 16 wie folgt: 

 

Folgende Teilflächen aus dieser Vermessungsurkunde werden dem öffentlichen Gut Gst 3979 

in EZ 179 GB 82107 Kitzbühel Land zugeschlagen und zum Gemeingebrauch als Verkehrs-

fläche gewidmet: 2, 4, 6, 7, 8, 10, 12, 14 und 16 im Gesamtausmaß von 277 m². 

Folgende Teilflächen aus dieser Vermessungsurkunde werden vom öffentlichen Gut Gst 3979 

in EZ 179 GB 82107 Kitzbühel Land abgeschrieben und die Widmung zum Gemeingebrauch 

als Verkehrsfläche aufgehoben: 5, 9, 11, 13 und 15 im Gesamtausmaß von 4 m². 

Die Teilflächen 1 und 3 im Gesamtausmaß von 69 m² aus dieser Vermessungsurkunde werden 

innerhalb der EZ 90082 GB 82107 Kitzbühel Land vom Grundstück 2666 abge-schrieben und 

dem Grundstück 2674 zugeschrieben.  

 

3.4. Widmung zum Gemeingebrauch als Verkehrsfläche aufgrund Tauschvertrag im 

Bereich Mauring 
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Bürgermeister Dr. Winkler ruft zu diesem Tagesordnungspunkt den vom Gemeinderat am 

11.11.2024 beschlossenen Tauschvertrag zwischen Andreas Obermoser und der Stadtge-

meinde Kitzbühel, auch als Vertreterin des öffentlichen Gutes, in Erinnerung. Dazu wird auf 

der digitalen Tafel die diesem Tauschvertrag zugrundeliegende Vermessungsurkunde gezeigt 

und in der Mappendarstellung gezeigt, dass die Teilfläche 12 im Ausmaß von 32 m² entlang 

des Bergwerksweges mit diesem Weggrundstück zu vereinigen und zum Gemeingebrauch als 

Verkehrsfläche zu widmen wäre. Die grundbücherliche Durchführung würde nach den 

Sonderbestimmungen des Liegenschaftsteilungsgesetzes erfolgen.  

 

StRin Nothegger teilt mit, dass die Fraktion UK nicht zustimmen werde, da die von Herrn 

Obermoser zu errichtende Straße zur Erschließung seiner Grundstücke von diesem nicht zur 

Nutzung durch die Allgemeinheit (Gemeingebrauch als Verkehrsfläche) zur Verfügung ge-

stellt wird. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat mit 11 Ja-Stimmen, 3 

Nein-Stimmen (StRin Nothegger, GR Dr. Fuchs-Martschitz und GR Ellmerer) und 5 Stimm-

enthaltungen (StRin Luxner, GR Radacher, GR Wohlfahrtstätter, GR Widmoser und EGR 

Pock; Enthaltungen gelten gemäß § 45 Abs. 2 2. Satz TGO 2001 als Ablehnung) unter Bezug-

nahme auf den Tauschvertrag mit Herrn Andreas Obermoser gemäß Gemeinderatsbeschluss 

vom 11.11.2024 die Zu- und Abschreibung der gemäß Vermessungsurkunde Vermessung DI 

Markus Rehbichler vom 06.05.2024, GZ: 2762b/20 ausgewiesenen Teilfläche 12 wie folgt: 

 

Die Teilfläche 12 im Ausmaß von 32 m² wird vom Gst Nr. 526/3 in EZ 25 Grundbuch 82108 

Kitzbühel Stadt abgeschrieben und dem öffentlichen Gut Gst Nr. 614/1 in EZ 253 Grundbuch 

82108 Kitzbühel Stadt zugeschlagen und zum Gemeingebrauch als Verkehrsfläche gewidmet. 

 

3.5. Lindnerfeld 1 - Löschung Vorkaufsrecht 

 

Bürgermeister Dr. Winkler teilt mit, dass Herr Hugo Bonatti und Frau Barbara Bonatti um die 

Löschung des zugunsten der Stadtgemeinde Kitzbühel auf der Liegenschaft EZ 996 KG 

Kitzbühel Land (Lindnerfeld 1) hinsichtlich ihres Wohnungseigentums an Wohnung B11 und 

Garage IV bestehenden Vorkaufsrecht gemäß Kauf- und Wohnungseigentumsvertrag vom 

24.11.1981 angesucht haben. Es handelt sich dabei um kein sogenanntes qualifiziertes 

(preisgebundenes) Vorkaufsrecht, wie es z.B. beim Siedlungsprojekt Sonngrub vereinbart 

wurde. Das gegenständliche Vorkaufsrecht wäre also zu dem Preis auszuüben, zu dem ein an 

die Eigentümer gerichtetes Kaufanbot von diesen vorgelegt wird. Die Löschung wird im Zuge 

der Übertragung des Eigentumsrechtes an die drei Söhne beantragt. Zu diesem Zweck wurde 

von diesen die WNG Bonatti (Wohnungsnutzungsgemeinschaft) Wohnungsverwaltung OG 

gegründet. Dies liegt daran, dass nicht mehr als zwei natürliche Personen gemeinschaftlich 

Wohnungseigentum begründen bzw. erwerben können.  

 

In vergleichbaren Fällen wurde nach mehr als 30 Jahren in die Löschung des Vorkaufs-rechtes 

eingewilligt. 

 

Die Löschungserklärung wird auf der digitalen Tafel gezeigt. Eine Beschlussempfehlung des 

Stadtrates liegt vor. 

 

GR Dr. Fuchs-Martschitz erklärt, dass sich der Umgang mit Vorkaufsrechten für ihn zur Farce 

entwickelt. Im Haus Lindnerfeld 1 wurde zuletzt in einem für ihn spekulativen Kauf das Vor- 

 

kaufsrecht nicht von der Stadtgemeinde ausgeübt. Im Fall der Herrschaften Bonatti soll es halt 

so sein, dass auf das Vorkaufsrecht verzichtet wird.  
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Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-

Stimmen) der Löschung des Vorkaufsrechtes wie oben angeführt zuzustimmen.  

 

4. Referate 

 

4.1. Soziales und Wohnungswesen 

 

Referentin GRin Hedwig Haidegger 

 

4.1.1. Wohnungsvergaben 

 

GRin Haidegger informiert über die im Wohnungsausschuss behandelten Wohnungsvergaben 

laut Beschlussempfehlung an den Gemeinderat. 

 

Der Gemeinderat beschließt über Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler einstimmig (19 Ja-

Stimmen) nachfolgende Wohnungsvergaben: 

 

Die Wohnung in der Höglrainmühle 5, Top 5  

 

Die Wohnung am Bichlnweg 36, Top 30  

 

Wohnanlage Ehrenbachgasse (Befristung auf drei Jahre): 

 

Top 3/51,17 m²  

 

Top 14/60,83 m²  

 

Top 16/71,42 m²  

 

Über Nachfrage von StRin Nothegger betreffend eines möglichen Schwarzbaus erklärt 

Referentin GRin Haidegger, dass ein Gartenhäuschen angeblich auf Allgemeingrund errichtet 

worden sei. Dies ist in Prüfung bzw. laufen dazu die Ermittlungen.  

 

4.2. Bau und Raumordnung 

 

Referent GR Georg Wurzenrainer. 

 

Landwirtschaftliche Vorsorgefläche: 

 

4.2.1. Nikolaus ERBER, KG Kitzbühel-Land 

 

Antrag um Herausnahme einer Teilfläche von 867 m² aus der landwirtschaftlichen Vorsorge-

fläche; betroffene Grundstücke 1959/1, 3958 und .354.  

 

Bürgermeister Dr. Winkler verweist darauf, dass dies im Stadtrat am 09.12.2024 ausführlich 

erörtert und darüber auch der Ausschuss für Bau und Raumordnung und städtischer 

Infrastruktur in der Sitzung vom 27.01.2025 betreffend der damit zusammenhängenden 

Änderung des örtlichen Raumordnungskonzeptes und Änderung des Flächenwidmungsplanes 

informiert wurde. Der Bürgermeister bittet den Referenten GR Wurzenrainer um seinen Bericht 

dazu. 
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Der Referent erläutert die Behandlungen im Stadtrat und im Ausschuss für Bau und 

Raumordnung und städtischer Infrastruktur unter Bezugnahme auf die raumplanungsfachliche 

Begründung vom 29.10.2024 und den Planentwurf vom 17.10.2024 der auf der digitalen Tafel 

gezeigt wird. 

 

Auszug aus dem Protokoll des Stadtrates vom 09.12.2024: 

    

Es wird in Erinnerung gerufen, dass aufgrund der sehr gefährlichen Verkehrssituation des 

Barmleitenweges beim Hof Taurer eine Lösung zur Verlegung der Straße angestrebt wurde. 

Dazu wurde mit Herrn Erber eine Grundtauschvereinbarung abgeschlossen. Die neue 

Straßenführung verläuft etwas nördlich des Hofes Taurer dem dortigen Gelände angepasst. 

Für die dazwischenliegende Grundfläche und einen Teil der ehemaligen Straße hat Herr Erber 

um eine der Hofstelle angepasste Widmung als landwirtschaftliches Mischgebiet angesucht 

bzw. ist eine solche Bestandteil der Vereinbarung. Diesbezüglich liegt auch eine positive 

raumplanerische Stellungnahme vor. Voraussetzung für diese Widmung ist die Entlassung von 

insgesamt 867 m² aus den als landwirtschaftliche Vorsorgefläche festgelegten Grundstücken 

1959/1, 3958 und .354 je KG Kitzbühel Land. Dazu werden der Plan der Planalp ZT GmbH 

vom 17.10.2024 betreffend dem Ansuchen um Herausnahme einer Teilfläche aus der 

landwirtschaftlichen Vorsorgefläche sowie die bezughabende ortsplaner-ische Begründung des 

Raumplaners vom 29.10.2024 auf der digitalen Tafel gezeigt und erörtert. Aus dem Planentwurf 

zur Umwidmung, welcher ebenfalls auf der digitalen Tafel gezeigt wird, ergibt sich, dass es 

sich im Bereich Griesenau und Barmleiten insgesamt nur um eine geringfügige Erweiterung 

des bestehenden baulichen Entwicklungsbereiches handelt und es durch eine Widmung der 

Grundfläche zwischen der neuen Erschließungsstraße und dem Hof Taurer nur zur Abrundung 

des dort bestehenden landwirtschaftlichen Mischgebietes kommen wird. Diese Änderung 

widerspricht nicht den Zielen und Grundsätzen der überörtlichen Raumordnung.    

 

Referent GR Wurzenrainer teilt weiters mit, dass die Herausnahme der gegenständlichen 

Teilfläche aus der landwirtschaftlichen Vorsorgefläche und die in Erfüllung des Grundtausch-

vertrages mit Herrn Erber noch durchzuführende Änderung des örtlichen Raumordnungs-

konzeptes und des Flächenwidmungsplanes mit der Abteilung Raumordnung des Landes Tirol 

vorbesprochen wurden.  

 

Zur Anfrage von GR Wohlfahrtstätter teilt GR Wurzenrainer mit, dass die Straßenverlegung 

auf Wunsch der Anrainer am Barmleitenweg erfolgt ist. GRin Werlberger ist Anrainerin am 

Barmleitenweg und erklärt, dass die neue Straßenführung einen großen Gewinn darstellt, 

insbesondere im Hinblick auf die Straßenverkehrssicherheit. 

 

Über Nachfrage zum Grundtauschvertrag mit Herrn Erber teilt der Bürgermeister mit, dass 

dieser in der vorigen Periode vom Gemeinderat im Jahr 2021 beschlossen wurde. Dieser kann 

bei Wunsch natürlich zur Verfügung gestellt werden.  

 

Eine Beschlussempfehlung des Stadtrates liegt vor. 

 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Klaus Winker beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 

Ja-Stimmen) an die Tiroler Landesregierung einen Antrag nach § 10 TROG 2022 (Änderung 

von Raumordnungsprogrammen) um Ermächtigung zur Festlegung als baulicher Entwick-

lungsbereich und Herausnahme von der Festlegung als landwirtschaftliche Vorsorgefläche für 

Teilflächen der Grundstücke 1959/1, 3958 und .354 je KG Kitzbühel Land gemäß der 

Planbeilage der Planalp ZT GmbH vom 17.10.2024 sowie deren ortsplanerischen Begründung 

vom 29.10.2024, zu stellen. 
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Örtliches Raumordnungskonzept: 

 

4.2.2. Nikolaus ERBER, KG Kitzbühel-Land 

 

Änderung des örtlichen Raumordnungskonzeptes im Bereich der Teilflächen der Gste 1959/1, 

1960, 3955, 3958 und der Bp .354, je KG Kitzbühel-Land mit der Aufnahme von Teilflächen 

der Gste 1959/1, 1960, 3955, 3958 und der Bp .354 im Gesamtausmaß von 919 m² in den 

baulichen Entwicklungsbereich und Verankerung der Entwicklungssignatur W 32. Für die 

Entwicklungssignatur W 32 gelten folgende Festlegungen:  

• Vorwiegende Nutzung: Wohnnutzung 

• Zeitzone 1, d.h. bauliche Nutzung des Bereichs bei gegebenem Bedarf möglich 

• Dichtezone 0, d.h. lockere Bebauung; angestrebte gebietsbezogene BMD höchst 

1,1 – 1,6 

sowie 

Aufhebung der landwirtschaftlichen Freihaltefläche 1 (FL 1), der landschaftlich wertvollen 

Freihaltefläche (FA) sowie der sonstigen Freihaltefläche (FS) im Bereich des Planungsgebietes 

entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 17.10.2024. Planungsnummer: 

ork_kiz23005_v1 

 

Referent GR Wurzenrainer erläutert unter Verweis auf die Behandlung im Ausschuss für Bau 

und Raumordnung und städtische Infrastruktur anlässlich der Sitzung vom 27.01.2025 die 

geplante Änderung des ÖROK unter Bezugnahme auf das raumplanungsfachliche Gutachten 

und den Planentwurf, der auf der digitalen Tafel gezeigt wird. 

 

Protokoll Ausschuss: 

 

Dieser Tagesordnungspunkt wurde letztmalig in der 23. Sitzung des Ausschusses am 02. 

Dezember 2024 behandelt. Das Ansuchen um die Änderung des Örtlichen Raumordnungs-

konzeptes, eine Herausnahme der betreffenden Fläche aus der landwirtschaftlichen 

Vorsorgefläche sowie die Flächenwidmungsplanänderung wurde besprochen. 

 

Der Stadtbaumeister ruft in Erinnerung, dass zur Verbesserung der Barmleitenerschließung 

ein neuer Zufahrtsabschnitt errichtet wurde. Die neue, im öffentlichen Interesse stehende 

Erschließungsstraße, welche nördlich des Hofes Tauerer verläuft, wurde auf einem Grundstück 

von Nikolaus Erber errichtet. Um dies zu ermöglichen, wurde mit ihm eine 

Grundtauschvereinbarung abgeschlossen. 

Für die dazwischenliegende Grundfläche und einen Teil der ehemaligen Straße hat Herr Erber, 

um eine der Hofstelle angepasste Widmung als landwirtschaftliches Mischgebiet angesucht 

bzw. ist auch ein solcher Bestandteil der Vereinbarung. Zudem erfolgen geringfügige 

erforderliche Flächenwidmungsbereinigungen im Planungsbereich. Diesbe-züglich liegt auch 

eine positiv raumplanerische Stellungnahme vor.  

Die Planunterlagen werden den Ausschussmitgliedern zur Kenntnis gebracht und erläutert. 

Der Stadtamtsdirektor wiederholt, dass als Voraussetzung für die Änderung des Örtlichen 

Raumordnungskonzeptes und für die Flächenwidmungsplanänderung, die Entlassung von 

insgesamt 867 m² aus den als landwirtschaftliche Vorsorgefläche festgelegten Grundstücken 

1959/1, 3958 und .354 je KG Kitzbühel Land ist.  

Vom Amt der Tiroler Landesregierung wird dazu die Meinung vertreten, dass die Beschlüsse 

des Gemeinderates für die Herausnahme der gegenständlichen Teilfläche aus der land-

wirtschaftlichen Vorsorgefläche sowie die Änderung des örtlichen Raumordnungskonzeptes 

und des Flächenwidmungsplanes gemeinsam erfolgen können. 
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Es wird berichtet, dass sämtliche Unterlagen zur Beschlussfassung der Änderung des örtlichen 

Raumordnungskonzeptes vorliegen. 

 

Nach kurzer Diskussion befürwortet der Ausschuss mit 5 Ja-Stimmen (einstimmig) die 

Änderung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes im Bereich der Teilflächen der Gste 1959/1, 

1960, 3955, 3958 und der Bp .354, je KG Kitzbühel-Land mit der Aufnahme von Teilflächen 

der Gste 1959/1, 1960, 3955, 3958 und der Bp .354 im Gesamtausmaß von 919 m² in den 

baulichen Entwicklungsbereich und Verankerung der Entwicklungssignatur W 32. Für die 

Entwicklungssignatur W 32 gelten folgende Festlegungen:  

• Vorwiegende Nutzung: Wohnnutzung 

• Zeitzone 1, d.h. bauliche Nutzung des Bereichs bei gegebenem Bedarf möglich 

• Dichtezone 0, d.h. lockere Bebauung; angestrebte gebietsbezogene BMD höchst 

1,1 – 1,6 

sowie 

Aufhebung der landwirtschaftlichen Freihaltefläche 1 (FL 1), der landschaftlich wertvollen 

Freihaltefläche (FA) sowie der sonstigen Freihaltefläche (FS) im Bereich des 

Planungsgebietes. 

Entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 17.10.2024. Planungsnummer: 

ork_kiz23005_v1 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-

Stimmen) gemäß § 67 Abs. 1 lit. c in Verbindung mit § 63 Abs. 4 des Tiroler Raumordnungs-

gesetzes 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr. 43/2022, zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 73/2024, 

den von der Plan Alp ZT GmbH ausgearbeiteten Entwurf über die Änderung des örtlichen 

Raumordnungskonzeptes der Stadtgemeinde Kitzbühel vom 17.10.2024, Planungsnummer: 

ork_kiz23005_v1 durch vier Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 

 

Der Entwurf sieht folgende Änderung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes der Stadtge-

meinde Kitzbühel vor: 

 

Änderung des örtlichen Raumordnungskonzeptes im Bereich der Teilflächen der Gste 1959/1, 

1960, 3955, 3958 und der Bp .354, je KG Kitzbühel-Land mit der Aufnahme von Teilflächen 

der Gste 1959/1, 1960, 3955, 3958 und der Bp .354 im Gesamtausmaß von 919 m² in den 

baulichen Entwicklungsbereich und Verankerung der Entwicklungssignatur W 32. Für die 

Entwicklungssignatur W 32 gelten folgende Festlegungen:  

• Vorwiegende Nutzung: Wohnnutzung 

• Zeitzone 1, d.h. bauliche Nutzung des Bereichs bei gegebenem Bedarf möglich 

• Dichtezone 0, d.h. lockere Bebauung; angestrebte gebietsbezogene BMD höchst 

1,1 – 1,6 

sowie 

Aufhebung der landwirtschaftlichen Freihaltefläche 1 (FL 1), der landschaftlich wertvollen 

Freihaltefläche (FA) sowie der sonstigen Freihaltefläche (FS) im Bereich des Planungsge- 

 

bietes. Entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 17.10.2024. 

Planungsnummer: ork_kiz23005_v1 

 

Gleichzeitig wird gemäß § 67 Abs. 1 lit. c TROG 2022 der Beschluss über die dem Entwurf 

entsprechende Änderung des örtlichen Raumordnungskonzeptes gefasst. Dieser Beschluss wird 

nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine 

Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird.    

(Erst- und Zweitbeschluss).  
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Flächenwidmungsplan: 

 

4.2.3. Nikolaus ERBER, KG Kitzbühel-Land 

 

Änderung des Flächenwidmungsplanes im Bereich der Gste .354, 3958, 3959, 1960, 1959/2, 

1959/1 und 3955, je KG Kitzbühel-Land, mit der Herstellung einer einheitlichen 

Bauplatzwidmung gem. § 2 Abs. 12 TBO 2022 für die neu formierte Bp. .354 als 

landwirtschaftliches Mischgebiet gem. § 40 Abs. 5 TROG 2022, die Widmung einer rd. 52 m² 

umfassenden Teilfläche des Gst 3955, einer rd. 4 m² umfassenden Teilfläche des Gst 3958 und 

einer rd. 1 m² umfassenden Teilfläche des Gst 3959, alle derzeit Freiland gem. § 41 TROG 

2022 als landwirtschaftliches Mischgebiet gem. § 40 Abs. 5 TROG 2022 entsprechend den 

Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 17.10.2024, Planungsnummer: 411-2023-00002 

 

Referent GR Wurzenrainer erläutert die Behandlung im Ausschuss für Bau und Raumordnung 

und städtische Infrastruktur anlässlich der Sitzung vom 27.01.2025 unter Bezugnahme auf das 

raumplanungsfachliche Gutachten und den Planentwurf, der auf der digitalen Tafel gezeigt 

wird. 

 

Protokoll Ausschuss: 

 

Dieser Tagesordnungspunkt wurde letztmalig in der 23. Sitzung des Ausschusses am 02. 

Dezember 2024 behandelt. Das Ansuchen um die Änderung des Örtlichen Raumordnungs-

konzeptes, eine Herausnahme der betreffenden Fläche aus der landwirtschaftlichen 

Vorsorgefläche sowie die Flächenwidmungsplanänderung wurde besprochen. 

 

Der Stadtbaumeister ruft in Erinnerung, dass zur Verbesserung der Barmleitenerschließung 

ein neuer Zufahrtsabschnitt errichtet wurde. Die neue, im öffentlichen Interesse stehende 

Erschließungsstraße, welche nördlich des Hofes Tauerer verläuft, wurde auf einem Grundstück 

von Nikolaus Erber errichtet. Um dies zu ermöglichen, wurde mit ihm eine 

Grundtauschvereinbarung abgeschlossen. 

Für die dazwischenliegende Grundfläche und einen Teil der ehemaligen Straße hat Herr Erber, 

um eine der Hofstelle angepasste Widmung als landwirtschaftliches Mischgebiet angesucht 

bzw. ist auch ein solcher Bestandteil der Vereinbarung. Zudem erfolgen gering-fügig 

erforderliche Flächenwidmungsbereinigungen im Planungsbereich. Diesbezüglich liegt auch 

eine positiv raumplanerische Stellungnahme vor.  

Der Stadtamtsdirektor wiederholt, dass als Voraussetzung für die Änderung des Örtlichen 

Raumordnungskonzeptes und für die Flächenwidmungsplanänderung, die Entlassung von 

insgesamt 867 m² aus den als landwirtschaftliche Vorsorgefläche festgelegten Grundstücken 

1959/1, 3958 und .354 je KG Kitzbühel Land ist.  

Vom Amt der Tiroler Landesregierung wird dazu die Meinung vertreten, dass die Beschlüsse 

des Gemeinderates für die Herausnahme der gegenständlichen Teilfläche aus der 

landwirtschaftlichen Vorsorgefläche sowie die Änderung des Örtlichen Raumordnungs-

konzeptes und des Flächenwidmungsplanes gemeinsam erfolgen können. 

 

Der Stadtbaumeister erläutert den Planungsbereich anhand des Planes der Plan Alp ZT GmbH 

und weist darauf hin, dass die erforderlichen positiven Stellungnahmen sowie der 

Erläuterungsbericht zur Umwidmung vorliegen. 

Die Flächenwidmungsplanänderung orientiert sich an den Vorgaben des Örtlichen 

Raumordnungskonzeptes, steht im Einklang mit den relevanten Zielen der Örtlichen 

Raumordnung und wird vom Raumplanungsbüro Plan Alp ZT GmbH befürwortet. Die sonstige 

kommunale Infrastruktur (Wasser, Kanal, Strom etc.) ist im Bestand bereits gegeben. 
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Nach kurzer Diskussion befürwortet der Ausschuss mit 5 Ja-Stimmen (einstimmig) die 

Änderung des Flächenwidmungsplanes im Bereich der Gste .354, 3958, 3959, 1960, 1959/2, 

1959/1 und 3955, je KG Kitzbühel-Land, mit der Herstellung einer einheitlichen 

Bauplatzwidmung gem. § 2 Abs. 12 TBO 2018 für die neu formierte Bp. .354 als 

landwirtschaftliches Mischgebiet gem. § 40 Abs. 5 TROG 2022, die Widmung einer rd. 52 m² 

umfassenden Teilfläche des Gst 3955, einer rd. 4 m² umfassenden Teilfläche des Gst 3958 und 

einer rd. 1 m² umfassenden Teilfläche des Gst 3959, alle derzeit Freiland gem. § 41 TROG 

2022 als landwirtschaftliches Mischgebiet gem. § 40 Abs. 5 TROG 2022entsprechend den 

Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 17.10.2024, Planungsnummer: 411-2023-00002 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-

Stimmen) gemäß § 68 Abs. 3 iVm § 63 Abs. 9 Tiroler Raumordnungsgesetz 2022 – TROG 

2022, LGBl. Nr. 43/2022, zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 73/2024, den von der Plan Alp ZT 

GmbH ausgearbeiteten Entwurf über die Änderung des Flächenwidmungsplanes der 

Stadtgemeinde Kitzbühel vom 17.10.2024, Planungsnummer: 411-2023-00002 durch vier 

Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 

 

Der Entwurf sieht folgende Änderung des Flächenwidmungsplanes der Stadtgemeinde 

Kitzbühel vor: 

 

Änderung des Flächenwidmungsplanes im Bereich der Gste .354, 3958, 3959, 1960, 1959/2, 

1959/1 und 3955, je KG Kitzbühel-Land, mit der Herstellung einer einheitlichen 

Bauplatzwidmung gem. § 2 Abs. 12 TBO 2022 für die neu formierte Bp. .354 als 

landwirtschaftliches Mischgebiet gem. § 40 Abs. 5 TROG 2022, die Widmung einer rd. 52 m² 

umfassenden Teilfläche des Gst 3955, einer rd. 4 m² umfassenden Teilfläche des Gst 3958 und 

einer rd. 1 m² umfassenden Teilfläche des Gst 3959, alle derzeit Freiland gem. § 41 TROG 

2022 als landwirtschaftliches Mischgebiet gem. § 40 Abs. 5 TROG 2022 entsprechend den 

Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 17.10.2024, Planungsnummer: 411-2023-00002 

 

Gleichzeitig wird gemäß § 68 Abs. 3 lit. d TROG 2022 der Beschluss über die dem Entwurf 

entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes gefasst. Dieser Beschluss wird nur 

rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme 

zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird.    

(Erst- und Zweitbeschluss) 

 

 

 

 

5. Anträge, Anfragen und Allfälliges 

 

Kastanienbaum in der Hinterstadt  

 

GR Wohlfahrtstätter hat von Leitungsverlegungen durch die Stadtwerke gehört und meint, dass 

der Kastanienbaum geschützt werden müsse. Es wäre nicht akzeptabel, wenn der Kas-

tanienbaum dem Bauvorhaben Hotel Zur Tenne zum Opfer fällt.  

 

Bürgermeister Dr. Winkler hält fest, dass insbesondere die Infrastruktur Stromversorgung in 

der Innenstadt zu erneuern ist. Dies hängt neben den veralteten und nicht mehr ausreichenden 

Leitungen auch mit dem geplanten Neubau Rathaus II (Meldeamt/Bauamt) und der Tatsache, 

dass die dort vorhandene Trafostation aus Kostengründen in die Hinterstadt verlegt werden soll, 

zusammen. Auch für ihn ist der Erhalt des Kastanienbaumes wichtig. Mit den Möglichkeiten 
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dazu unter Berücksichtigung der notwendigen Leitungsverlegungen und der daraus 

entstehenden Kosten befassen sich die fachspezifischen städtischen Mitarbeiter. Die 

Gemeinderäte werden über das Ergebnis informiert.  

 

GR Dr. Fuchs-Martschitz ist der Meinung, dass die Baupfähle zur Baugrubensicherung beim 

Hotel Zur Tenne die Wurzeln des Kastanienbaumes schädigen würden. Bürgermeister Dr. 

Winkler erklärt dazu, dass dies von Experten zu prüfen ist. 

 

Siedlungsgebiet Hausstattfeld 

 

GR Ellmerer erkundigt sich über den Stand des Vergabeverfahrens im Siedlungsgebiet Haus-

stattfeld. 

 

Bürgermeister Dr. Winkler teilt dazu mit, dass insgesamt 42 Einheiten zur Vergabe vorhanden 

sind. Davon sind 16 Einheiten als Doppelhäuser zur Selbstbebauung vorgesehen, 10 Einheiten  

als Doppelhäuser in der Hanglage errichtet durch die Baugenossenschaft Frieden zum 

Eigentumserwerb, weiters eine Reihenhausanlage mit 12 Einheiten und ein Reihenhaus mit 4 

Einheiten, welche ebenfalls von der Baugenossenschaft Frieden errichtet werden und als 

Mietkauf-Variante angeboten werden. Für die 16 Grundstücke zur Selbstbebauung gibt es 

ebenso viele Interessenten und wurden die Grundstücke zugelost. Für die Doppelhäuser im 

Hangbe-reich zum sofortigen Eigentumserwerb gibt es derzeit 2 Bewerber, 8 Einheiten sind 

noch frei. Für die Miet-Kaufobjekte gibt es einige Bewerber. Für die von der Bauge-

nossenschaft Frieden zu errichtenden Gebäude erfolgt noch eine detaillierte Kalkulation 

betreffend dem Kauf-/Mietpreis als Entscheidungsgrundlage für die Interessenten.  

 

GR Wohlfahrtstätter erkundigt sich über den Zeitplan der Bebauung. Bürgermeister Dr. 

Winkler erklärt dazu, dass noch einige Dinge wie Widmung, Bebauungsplan und Kaufverträge 

zu erledigen sind. Ein Baubeginn könnte wohl frühestens erst im Herbst dieses Jahres erfolgen. 

 

Über Nachfrage von GR Dr. Fuchs-Martschitz erklärt Bürgermeister Dr. Winkler, dass sich im 

Zuge der Planung dieses Siedlungsabschnittes herausgestellt hat, dass sich dieser Bereich nicht 

für Geschosswohnbau eignet. Es ist auch weiter südlich im Hausstattfeld eine Wohnanlage 

durch den gemeinnützigen Wohnbauträger Tiroler Wohnbau (vormals WE) geplant.  

 

Übertragungen der Gemeinderatssitzungen 

 

GR Ellmerer erkundigt sich hinsichtlich der beantragten Live-Übertragungen von Gemeinde-

ratssitzungen. StRin Nothegger erklärt, dass dies im Stadtrat behandelt wurde. Dies bestätigt 

Bürgermeister Dr. Winkler und erklärt, dass es derzeit nicht weiterverfolgt wird und Live-

Übertragungen nicht vorgesehen sind.  

 

Öffentliche Gemeindeversammlung 

 

Über Nachfrage von GR Dr. Fuchs-Martschitz teilt Bürgermeister Dr. Winkler mit, dass die 

öffentliche Gemeindeversammlung für das erste Quartal 2025 geplant ist. 

 

6. Vertrauliches 

 

Gemäß § 36 Abs. 2 Tiroler Gemeindeordnung 2001 wird die Sitzung um 18.50 Uhr mit 

einstimmigem Beschluss für nichtöffentlich erklärt.  

 

F e r t i g u n g: 

 


